Kurier – 16.2.2004

Transitplattform A 10 mit Lärmschutzpaket unzufrieden

Auf der Kärntner Seite der Tauernautobahn brodelt es wieder. Für die vor wenigen Monaten gegründete und bereits auf mehr als 1000 Mitglieder angewachsene "Transitplattform A10 Oberkärnten" ist das geplante Lärmschutzpaket für das Liesertal unzureichend. Ganz zu schweigen von den geforderten Maßnahmen für den Umweltschutz.

400 bis 500 Haushalte seien auch dann ungenügend vor Lärmbelästigung geschützt, selbst dann, wenn die vorgestellten Maßnahmen umgesetzt werden, kritisiert die Plattform. Für diese 500 Familien gebe es seitens der Asfinag und der Politik nur ein Schulterzucken.

Gefordert werden sowohl bauliche Maßnahmen, Lärmmessungen und ein Geräusch dämmender Fahrbahnbelag als auch die Einführung einer Geschwindigkeitskontrolle mittels Section Controll vom Katschbergtunnel bis zum Wolfsbergtunnel sowie Nachtfahrverbote. "Bei dem prognostizierten zusätzlichen Verkehrsaufkommen von derzeit 3.000 auf bis zu 15.000 Lkw täglich ist eine effiziente Kontrolle unerlässlich", argumentiert der Sprecher der Plattform, der Seebodener Rechtsanwalt Hannes Gabriel.

Weitere Forderungen betreffen Umweltschutz und Abgasbelastung. "Dazu gibt es seitens der Asfinag überhaupt keine Konzept", wird kritisiert. Die Aussage, durch Verbesserungen im Motorenbau bei der Autoindustrie werde keine zusätzliche Abgasbelastung eintreten, wird als Hohn empfunden.

Unerlässlich sind für die Plattform zur laufenden Kontrolle der Abgas- und Umweltbelastung zwei Messstellen pro Gemeinde, flächendeckend jährliche Boden- und Vegetationsproben sowie eine Oberflächenentwässerung auf der Autobahn.

GRENZWERTE Der von der Asfinag präsentierte Zeitplan der Umsetzung der Maßnahmen bis 2020 ist für die Plattform inakzeptabel. Sie weist darauf hin, dass im Liesertal schon jetzt die gesetzlich festgelegten Grenzwerte überschritten werden.

Schließlich werden rechtsverbindliche und einklagbare Verträge und finanzielle Sicherstellung der geplanten Maßnahmen eingefordert. Die angekündigte politische Absichtserklärung könnte sich nach der Landtagswahl am 7. März "sehr schnell in der Reihe der unerfüllten Wahlversprechen wiederfinden", wird befürchtet. Dies umso mehr, weil es eine finanzielle Sicherstellung für die präsentierten Maßnahmen nicht gibt.
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